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1.  Die Studierenden 
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Manches ändert sich nicht. Wer an ei-
ner Hochschule immatrikuliert ist, gilt 
in rechtlicher Hinsicht als Student bzw. 
Studentin. Zweck der Immatri-kulation 
ist, ein Studium zu absolvieren, d.h. auf 

wissenschaftlicher Grundlage und insbesondere methodisch kontrolliert 
fachliches Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu erwerben. Das ist im 
Prinzip seit den Zeiten der frühmittelalterlichen Scholaren an den Medi-
zin- und Rechtsschulen bzw. Dom- und Klosterschulen so. Es blieb sta-
bil über die ersten beiden Universitätsgründungen Bologna und Paris 
(11./12. Jahrhundert) hinweg. Doch zu dem, was sich nicht ändert, ge-
hört auch, dass sich immer einmal wieder etwas ändert. In Bologna etwa 
wählten anfangs die Scholaren einen der Ihren zum Rektor und stellten 
die Professoren für jeweils ein Jahr ein; Verlängerungen erfolgten je 
nach Zufriedenheit. Hernach äußerte sich die korporative Selbstbehaup-
tung der Universitäten in der „universitas magistrorum et scholarium“, 
der Gelehrten- und Studentenzunft oder, wie es später hieß, der Gemein-
schaft der Lehrenden und Lernenden – ein freilich idealisierendes Bild, 
das interne Spannungen überdeckte. 

Peer Pasternack 
Wittenberg 

In Deutschland führte die quasi-zünftische Organisation der Studie-
renden von den Nationes (14.-16. Jahrhundert) über Landsmannschaften 
(17./18. Jahrhundert), studentische Orden nach dem Vorbild der Frei-
maurerlogen (18. Jahrhundert) und Corps, Burschen- sowie Turnerschaf-
ten (19. Jahrhundert) zum kammerartigen Modell der Verfassten Studie-
rendenschaft (20. Jahrhundert). Dabei erweiterte sich zugleich, je näher 
der Gegenwart, desto dynamischer, die Hochschulbildungsbeteiligung. 
Um 1900 besuchten in Deutschland 2% eines männlichen bzw. 1% eines 
vollständigen Geburtstagsjahrgangs eine Hochschule. Um 1930, inzwi-
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schen waren auch Frauen zum Studium zugelassen, studierten 3%, um 
1950 dann 5% und 1960 8% eines Altersjahrgangs.1 Von den 1960er 
Jahren bis zu Beginn des 21. Jahrhunderts gab es eine Vervielfachung 
der Studienanfängerquote auf 39,6% (2003).2 Parallel fand gesellschaft-
lich eine beträchtliche Ausdifferenzierung individueller Lebensentwürfe 
statt, aus der sich auch eine erhebliche Binnendifferenzierung der Stu-
dierenden als sozialer Gruppe ergab.  

Kulturell sin
hkulturen ihrer jeweiligen Studienfächer geprägt, aber auch durch den 

Hochschultyp, dem ihre Hochschule angehört: Universitätsstudierende 
sind häufig stärker allgemeinbildend und wissenschaftlich interessiert, 
Fachhochschulstudierende dagegen stärker praxis- und berufsorientiert. 
In den Geistes- und Sozialwissenschaften sowie an Kunsthochschulen ist 
ein Typus von Studierenden verbreitet, der das Studium sowohl als Bil-
dungserlebnis wie als sozial legitimierenden Rahmen für eine betont 
selbstbestimmte Lebensphase begreift. In Natur- und Ingenieurwissen-
schaften, Jura und Wirtschaftswirtschaften herrscht eher ein Typus von 
pragmatisch-flexiblen Studierenden vor, der sich frühzeitig auf Anforde-
rungen des Arbeitsmarktes hin orientiert.3 

Gesellschaftspolitisches Engagement ist unter
figer anzutreffen als in der Gesamtbevölkerung, jedoch auch bei Stu-

dierenden kein mehrheitlich verbreitetes Phänomen. Das Spektrum der 
politischen Einstellungen nähert sich seit den 1980er Jahren dem in der 
Gesamtbevölkerung an: Vorherrschend sind linksliberal und sozialstaat-
lich orientierte Überzeugungen; ca. ein Drittel der Studenten und Stu-
dentinnen hat politisch konservative Einstellungen; radikaldemokrati-

 
1  Peter Lundgreen: Mythos Humboldt in der Gegenwart: Lehre – Forschung – Selbstver-
waltung, in: Mitchell G. Ash (Hg.), Mythos Humboldt. Vergangenheit und Zukunft der 
deutschen Universitäten, Böhlau Verlag, Wien/Köln/Weimar 1999, S. 145-169, hier 146. 
2  Statistisches Bundesamt: Aktuelle Ergebnisse aus der Studentenstatistik für das Winter-
semester 2003/2004, 4.12.2003. 
3  Vgl. Eckart Liebau: Bildung im Studium. Bedeutung der Habitus-Theorie für die Hoch-
schulsozialisationsforschung, in: Hochschulausbildung 1/1983, S. 19-36; Andrea Frank: 
Hochschulsozialisation und akademischer Habitus. Eine Untersuchung am Beispiel der Dis-
ziplinen Biologie und Psychologie, Weinheim 1990; Jörg Gapski/Thomas Köhler: Stu-
dentische Lebenswelt. Analysen zum Alltag und Milieu, zu Bildungs- und Studienstilen, zur 
Lebensphase Studium bei Studierenden der Universität Hannover, Hannover 1997; Tino 
Bargel: Lebensgefühle und Zukunftsperspektiven von Studierenden. Empirische Befunde 
studentischer Befragungen, Konstanz 2000. 
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sche bzw. prinzipiell systemkritische Positionen werden von ca. 10% der 
Studierenden getragen. Außer bei den zuletzt Genannten ist darüber hin-
aus eine beträchtliche und zunehmende Übernahme von strikt marktöko-
nomischen und leistungsfixierten Ideen zu beobachten. Die verbreitete 
Auffassung jedenfalls, Studierende stünden typischerweise in Oppositi-
on zu den jeweils herrschenden Verhältnissen, wird in Deutschland 
durch die Realität dementiert.4  

Neben den Normalstudierenden gibt es an
gzeitstudentInnen sowie Fern-, Weiterbildungs- und Seniorenstudie-

rende (die Letztgenannten als bereits spürbare Wirkungen des Konzepts 
„Lebenslanges Lernen“), überdies als gleichfalls besondere Gruppe die 
Promotionsstudenten und -studentinnen. Wie lassen sich diejenigen be-
schreiben, die in diesem Pool die Mehrheit bilden? In Deutschland ist 
die Gruppe der Normalstudierenden wesentlich dadurch gekennzeichnet, 
dass die ihr Angehörenden zwischen 20 und 28 Jahre alt sind, zu etwa 
85% der Mittel- und Oberschicht entstammen, zu knapp über der Hälfte 
aus Frauen bestehen, zu 80% in ihrem Herkunfts- bzw. einem angren-
zenden Bundesland, d.h. in räumlicher Nähe zu heimatlichen Unterstüt-
zungsstrukturen studieren, mehrheitlich keine staatliche Ausbildungsför-
derung erhalten, zu drei Vierteln regelmäßig während des Studiums bzw. 
in den Semesterferien arbeiten und das Studium als ein zwar wesentli-
ches, aber nicht ausschließliches Element ihrer individuellen Existenz-
konstruktion betrachten.5 

Um diese Studierenden herum entfaltet
chschulreformbetrieb voller neuer Ideen. Manche dieser Ideen greifen 

auf alte oder ältere zurück, was wiederum mitunter viel, mitunter nichts 
zur Sache tut. Eigentümlich jedoch sind dabei bisweilen die Verknüp-
fungen von Ideen. Zwei Beispiele: Hochschulpolitisch über den Bolog-

 
4  Vgl. Konrad H. Jarausch: Deutsche Studenten 1800-1970, Frankfurt a.M. 1984; Alex De-
mirovic/Gerd Paul: Demokratisches Selbstverständnis und die Herausforderung von rechts. 
Student und Politik in den neunziger Jahren, Frankfurt a.M. 1996; Tino Bargel/Michael 
Ramm/Frank Multrus: Studiensituation und studentische Orientierungen. 7. Studierenden-
survey an Universitäten und Fachhochschulen, Bonn 2002. 
5  Zu Details jetzt neu: Wolfgang Isserstedt/Elke Middendorff/Steffen Weber/Klaus Schnit-
zer/Andrä Wolter: Die wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden in der Bundesre-
publik Deutschland 2003. 17. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks durchgeführt 
durch HIS Hochschul-Informations-System, hrsg. vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung, Bonn/Berlin 2004, URL http://www.bmbf.de/pub/ 040714_soz17hauptbe-
richt.pdf 

http://www.bmbf.de/pub/
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2. Bologna-Prozess und Eliteausbildung? 

Üb all dort, wo es historisch tiefer verwurzelte demokratische Traditio-
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na-Prozess und zugleich über Eliteausbildung zu sprechen bringt Wider-
sprüche mit sich, die schlecht unaufgelöst im Raum stehen bleiben kön-
nen. Erstaunen hervorrufen muss dagegen die mit der Studien-gebühren-
Erörterung verknüpfte Erwartung, auf dem Wege individueller Beteili-
gungen an den Studienkosten ließen sich die Finanzprobleme der deut-
schen Hochschulen bewältigen: Das Missverhältnis der benötigten und 
der ggf. zu generierenden Geldbeträge ist denn doch zu überdeutlich. 
Vertiefen wir exemplarisch diese beiden eigentümlichen Ideenverknüp-
fungen. 

 
 
 
er

nen gibt als in Deutschland, findet sich eine gänzlich andere Grund-
einstellung zu Bildung und Bildungszugang.6 In Frankreich, Großbritan-
nien oder Skandinavien, aber auch in den USA gilt Bildung als etwas, 
das prinzipiell keine Fehlinvestition sein kann. Denn es versetzt in jedem 
Falle die Einzelnen in die Lage, ihr Leben unabhängiger und chancenrei-
cher zu gestalten als mit geringerer Bildung. In dem in Deutschland ver-
breiteten Verständnis hingegen ist Bildungszugang etwas, das ‚gewährt’ 
wird. Grundlage der Gewährung ist ein sogenannter Qualifikationsbedarf  
„der“ Gesellschaft bzw. „des“ Arbeitsmarktes – ein Bedarf, der, wie So-
zialwissenschaftler wissen, prinzipiell nicht zu ermitteln ist. 

Nun sind auch Hochschulangebote in den Vereinigten 
 anderen genannten Ländern nicht allein am Prinzip der Persönlich-

keitsbildung orientiert. Sie folgen eher dem Humanressourcenansatz, 
sind z.T. mit sehr strikten Konkurrenzstrukturen gekoppelt und von der 
Idee sozialen Chancenausgleichs nur ausnahmsweise geprägt. Nehmen 
wir etwa die strikte Trennung zwischen Eliten- und Massenausbildung in 
Frankreich: Frühzeitig einsetzende Auslesemechanismen lassen – wie 
Bourdieu und seine Schüler immer wieder gezeigt haben – vor allem 
denjenigen, die vom Elternhaus das entsprechende kulturelle und soziale 
Kapital mitbekommen haben, eine Chance, in der Welt der Eliten zu be-
stehen. Wer habituell fremd ist in dieser Welt oder ein sogenannter Spät-
zünder, hat dagegen kaum Chancen, die Anfangshürden zu überwinden. 

 
6 Vgl. den Beitrag von Gero Lenhardt: „Europäische und deutsche Perspektiven der Hoch-
schulpolitik“ im Themenschwerpunkt dieses Heftes. 
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Immerhin aber: Studieren kann er oder sie dennoch, nämlich an einer der 
schlechter ausgestatteten und überfüllten Hochschulen in der französi-
schen Provinz. Die beruflichen Chancen mit einem dort erworbenen Ab-
schluss sind nicht unabhängig von der mangelhaften Ausbildungs-
qualität. Aber selbst dieses Studiensystem verbindet sich mit einem 
grundsätzlichen Bildungsoptimismus. In Deutschland dagegen wird 
permanent über zu geringe Begabungen geklagt – statt sich deren mas-
senhafter Freilegung zu widmen.  

Unlängst erst wurde dafür ein aussagekräftiges Beispiel pr
rade hatte die deutsche Öffentlichkeit mehrheitlich die Botschaft auf-

genommen, dass es in der Bundesrepublik eine zu geringe Akademisie-
rung der nachwachsenden Generationen gebe und daran etwas geändert 
werden müsse. Also sollten Anstrengungen unternommen werden, um 
die Anteile der Studierenden pro Altersjahrgang deutlich zu erhöhen. 
Nach einer kurzen Phase der Akademisierungseuphorie aber wurde der 
Rückmarsch auf die traditionelle deutsche Position angetreten: Damit die 
Sache nicht zu teuer wird und weil vorgeblich weder alle Studierenden 
noch deren Mehrzahl dazu in der Lage seien, einen Master zu erwerben, 
soll der Übergang vom Bachelor- zum Masterstudium von zusätzlichen 
Bedingungen abhängig gemacht werden7 – mit dem ausdrücklichen Ziel, 
dabei eine Auslese zu treffen.  

Damit wird es ergänzend zur bisherigen Dualität des deutschen
chschulsystems zu einer querliegenden weiteren Dualisierung kom-

men. Bislang gibt es die Zweiteilung in Hochschultypen. Doch unter-
scheiden sich Fachhochschulen und Universitäten nicht nach dem Mus-
ter „Masse und Elite“: Es sind nicht prinzipiell die einen schlechter und 
die anderen besser. Auch besteht die Differenz nicht darin, dass die ei-
nen grundsätzlich geringer bzw. komfortabler ausgestattet wären als die 
anderen (sie sind alle mangelhaft ausgestattet). Vielmehr unterscheiden 
sie sich dadurch, dass die Fachhochschulen ausgesprochen anwendungs-

 
7 10 Thesen zur Bachelor- und Masterstruktur in Deutschland. Beschluss der Kultusminis-
terkonferenz vom 12.06.2003, unter http://www.kultusministerkonferenz.de/doc/beschl/ 
BMThesen.pdf, S. 2: „Als erster berufsqualifizierenden Abschluss ist der Bachelor der Re-
gelabschluss eines Hochschulstudiums und führt damit für die Mehrzahl der Studierenden 
zu einer ersten Berufseinmündung. Der Zugang zu den Masterstudiengängen des zweiten 
Zyklus ... soll ... von weiteren besonderen Zugangsvoraussetzungen abhängig gemacht wer-
den.“ 

http://www.kultusministerkonferenz.de/


die hochschule 2/2004 12

orientiert und die Universitäten überwiegend grundlagenwissenschaft-
lich ausgerichtet sind.  

Die Frage ist nun: Soll diese durchaus begründbare Zweiteilung des 
Hochschulsystems in eine noch begründungsbedürftige Dreiteilung  (Eli-
te-Unis, Normal-Unis, FHs) bzw. Vierteilung (Bachelor-Stränge an FHs 
und Universitäten sowie Master-Stränge an FHs und Universitäten mit 
jeweils nur losen Kopplungen) überführt werden? Dazu sind die mögli-
chen Vorteile abzuwägen gegen die Nachteile, die man sich damit ein-
handelte. 

In der Bundesrepublik gelten alle Hochschulen als gleichwertig. Das 
ist eine Fiktion, allerdings eine für die Absolventen und Absolventinnen 
produktive. Jeder Studienabschluss eröffnet auf dem Arbeitsmarkt prin-
zipiell die gleichen Einstiegschancen. Unterschiede gibt es zwischen 
FH- und Universitätsabsolventen lediglich insoweit, als deren Eingangs-
gehälter im Öffentlichen Dienst auseinander klaffen (was jedoch infra-
gegestellt wird und vermutlich nicht mehr lange zu halten ist). Die Fikti-
on der Gleichwertigkeit hat aber auch einen realen Hintergrund: In 
Deutschland werden nahezu überall durchschnittlich gute Studierende 
ausgebildet, und dieser Durchschnitt erweist sich im internationalen Ver-
gleich als recht zufriedenstellend. Eine Umlenkung von Ressourcen in 
Eliteausbildung müsste die vergleichsweise gute Qualität des Durch-
schnitts gefährden. Diese Umlenkung würde zugleich dafür sorgen, wo-
mit die fertig ausgebildeten Eliten dann im Berufsleben wesentlich be-
schäftigt wären: damit, Fehlentscheidungen der dann unzulänglich aus-
gebildeten mittleren Führungsebenen zu reparieren. 

Hier aber soll mit einer curricularen Idee Abhilfe geschaffen werden. 
Diese Idee begeistert insbesondere alle Beteiligten an der Bachelor-
Reform. Ob Lehrende oder Studierende, Unternehmer, deren Verbands-
funktionäre oder Gewerkschafter, ob konservative, neoliberale oder lin-
ke PolitikerInnen oder auch welche von der SPD: Fast alle, die sich öf-
fentlich äußern, sind sich einig, dass die „Schlüsselqualifikationen“ die 
Einzelnen oder das Unternehmen oder den Standort voranbringen. Doch 
was ist es, worüber man sich so schön einig ist?  

Auf Nachfrage ergibt sich ein kunterbunter Strauß. Dessen Blüten las-
sen sich in vier Gruppen sortieren. Es geht um grundlegende Kulturtech-
niken (neben Rechnen, Lesen und möglichst fehlerarmes Schreiben treten 
Fremdsprachigkeit und interkulturelle Kompetenzen, der Umgang mit 
modernen Informationstechnologien sowie individuelle Zeitmanagement-
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Fertigkeiten), Befähigungen zur individuellen Flexi-bilität (Mobilität, le-
benslanges Lernen, Fähigkeit zum Berufswechsel, der zum biographi-
schen Normalfall werde, Risikobereitschaft und Innovationsneigung), 
kognitive Fertigkeiten (kritisches Denken, innovative Neugier, vernetztes 
und Mehrebenendenken, Methodenkompetenz und methodische Reflexi-
on, Polyzentrismus, Befähigung zur gesellschaftlichen Kontextualisie-
rung und Handlungsfolgenabschätzung, die Fähigkeit, Wissen und Infor-
mationen zu verdichten und zu strukturieren sowie eigenverantwortlich 
weiter zu lernen), und schließlich geht es um soziale Kompetenzen (Kom-
munikationsfähigkeit, Teamfähigkeit, Konfliktmanagement, Multitas-
king, Zielorientiertheit, Entscheidungsstärke und Stressstabilität).  

Kein Mensch wird
filverwirrung scheint sich hier anzudeuten. Zwar wird in Deutschland 

weithin bereits versäumt, grundlegende Fähigkeiten in der Elementar-
bildung zu vermitteln. Fehlende Kita-Plätze oder mangelnde Betreu-
ungsqualität – zu große Gruppen, keine Hochschulausbildung für Kita-
ErzieherInnen – sind die Gründe. Aber 20 Jahre später dann sollen die 
derart schlecht Gestarteten Kraftmaschinen sein, die ihre Energie aus 
den akkumulierten Schlüsselqualifikationen beziehen. 

Worum geht es tatsächlich? Wer heute studiert,
hrscheinlichkeit morgen – im Berufsleben – unter Druck komplizier-

te Sachverhalte entscheiden und in solchen Situationen sicher handeln 
müssen. Dafür muss sie oder er in der Lage sein, Wesentliches von Un-
wesentlichem trennen, Ursache-Wirkungs-Bündel selektieren, Hand-
lungsoptionen auswählen, Problemlösungsanordnungen organi-sieren 
und Prozesse steuern zu können. Man möchte jedenfalls in keiner Stadt 
leben, in der im Elektrizitätswerk der Schichtleiter diese Dinge nicht be-
herrscht.  

Neben di
an touch, und dort schlägt die Stunde der Wahrheit für die Schlüs-

selqualifikationen: Dienen sie lediglich dazu, Studierende, die im übri-
gen aufs Funktionieren im Bekannten und Gegebenen zugerichtet wer-
den, mit sozialer Minimalverträglichkeit – Rhetorik, Konfliktmanage-
ment usw. – auszustatten? Oder fördern sie die individuellen Fähigkei-
ten, Folgen eigenen Handelns abzuschätzen, gesellschaftlich einzuord-
nen und vermeintliche Selbstverständlichkeiten in Frage zu stellen, also 
kompetent zu urteilen? Kommunizieren können, interkulturell agieren, 
Wissen verdichten, Informationen verknüpfen – all das sind zunächst 
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technische Fähigkeiten, so erlernbar wie unter Umständen folgenlos. 
Schlüsselqualifikationen werden daraus erst, wenn sie die Eigensinnig-
keit des Einzelnen stärken und das eigene Urteil ermöglichen.8 Dieses 
lässt sich leicht erkennen: an der Fähigkeit, wo nötig nein sagen zu kön-
nen. 

 
 

 
H
sicht diskutiert: als das Für oder Wider zu Studiengebühren.9 Diese Fo-
kussierung lädt zur Prüfung ein. Dabei ist zu fragen, wie groß einerseits 
der ungedeckte Finanzbedarf der deutschen Hochschulen ist, und welche 
Einnahmen andererseits aus Studiengebühren erwartet werden könnten. 

Die jährlichen Hochschulausgaben der öffentlichen Haushalte in 
Deutschland – Bu

ro. Damit sind die Einrichtungen allerdings strukturell unterfinanziert. 
Zum Finanzbedarf der deutschen Hochschulen gibt es zwei Zahlen. Die 
akute Unterfinanzierung beträgt 3 bis 4 Milliarden Euro pro Jahr. Diese 
wären nötig, um gesetzliche Verpflichtungen vollständig zu erfüllen und 
elementare Ausstattungsniveaus, etwa in den Bibliotheken, zu gewähr-
leisten. Um sich hingegen den Hochschulausgaben anderer entwickelter 
Länder bruttoinlandsproduktanteilig zu nähern, müssten insgesamt 50 
Prozent mehr als bisher aus öffentlichen Haushalten für Hochschulen 
aufgewandt werden. Das wären 10 Milliarden Euro.10 

Unabhängig nun von der Frage, ob Studiengebühren wünschbar sind: 
Ließen sich über Eigenbeteiligungen der Studierend

ulkosten Beträge generieren, die in einem relevanten Maße zur 
Schließung dieser Finanzierungslücken beitragen könnten? Dazu eine 
Modellrechnung: Sie simuliert den allgemein diskutierten Fall, dass alle 

 
8  Vgl. den Beitrag Ludwig Huber: „Forschendes Lernen. 10 Thesen zum Verhältnis von 
Forschung und Lehre aus der Perspektive des Studiums“ im Themenschwerpunkt dieses 
Heftes. 
9 Vgl. zu weiterführenden Überlegungen die Beiträge von Dieter Dohmen: „Bildungsfinan-
zierung von der Kita bis zur Weiterbildung. Eine bereichsübergreifende Betrachtung“ und 
von Gerd Grözinger: „Zur Neuordnung der Hochschulfinanzierung in Deutschland: Födera-
lismusreform plus Akademikerabgabe“ im Themenschwerpunkt dieses Heftes. 
10  Vgl. OECD: Bildung auf einen Blick. OECD-Indikatoren 2004, Paris 2004. 
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Studierenden in grundständigen Studiengängen 500 Euro pro Semester 
Gebühren zu zahlen hätten.  

Es gibt in Deutschland ru
s vorliegender Erfahrungen mit Langzeitstudiengebühren wird unter-

stellt, dass eine Studiengebühreneinführung 10 Prozent der bislang Im-
matrikulierten zur Exmatrikulation veranlassen würde. Es blieben also 
rund 1,8 Millionen Studierende. Diese zahlten jeweils pro Semester 500 
Euro, mithin pro Jahr 1.000 Euro. Das ergäbe 1,8 Milliarden Euro jähr-
lich. Nun ist eine sozialpolitisch nicht flankierte Studiengebühreneinfüh-
rung als unrealistisch, da politisch nicht durchsetzbar anzusehen. Des-
halb wird – orientiert an der Quote der BAFöG-Empfänger – für unsere 
Rechnung angenommen, dass ca. ein Drittel der Studierenden aus sozia-
len Gründen von den Studiengebühren befreit würde resp. ein gebühren-
deckendes Stipendium erhielten. Das ergäbe auf der Einnahmenseite ein 
Minus von ca. 600 Millionen Euro, also ein verbleibendes Gebührenauf-
kommen von 1,2 Milliarden Euro. Zugleich führte eine Gebührenerhe-
bung mit integrierter Sozialkomponente zwangsläufig dazu, dass ein bü-
rokratischer Apparat zu unterhalten wäre, der Berechtigungen zur Ge-
bührenbefreiung zu prüfen sowie Gebühren einzutreiben hätte. Die Kos-
ten dieses Apparats wären gleichfalls von den Einnahmen abzuziehen. 
Als Vergleichsfall kann die BAFöG-Verwaltung herangezogen werden. 
Die Verwaltung eines BAFöG-Falls kostet jährlich 166 Euro.11 Analog 
beliefe sich der Verwaltungsaufwand der Studiengebühren-Ermäßi-
gungsfälle auf 85 Millionen Euro. Folglich blieben ca. 1,1 Milliarden 
Euro als effektive Jahreseinnahme aus Studiengebühren. 

Nun müsste eine weitere Annahme in die Modellrechnung eingebaut 
werden: die Erwartung, die Gebühren

tatteten Hochschulen tatsächlich zugute. Zwar hätte dies als zentrale 
Voraussetzung, dass die Gebührenerhebung vor den Finanzministern 
und den Haushaltsausschussmitgliedern in den Parlamenten geheim ge-
halten werden könnte. Denn wenn dies nicht gelänge, würde der Staat 
den Zuschuss an die Hochschulen in der Höhe der Gebühreneinnahmen 
direkt oder indirekt kürzen. Doch selbst wenn die lebensfremde Annah-
me, Studiengebühren vermehrten die Hochschulfinanzen, als realitätsnah 

 
11 Landtag von Baden-Württemberg, 13. Wahlperiode: Antrag der Fraktion Grüne und Stel-
lungnahme des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst: Mischfinanzierung 
Hochschule und Forschung. Hier: BAföG, Drucksache 13/2140, 05.06.2003, S. 3. 
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len

 
bt gentümliche Verknüpfungen von Ideen in den Reform-

ebatten. So ist es z.B. in der deutschen Hochschulpolitik üblich gewor-

 unangemessener Ideenverknüpfungen.

                                                          

unterstellt würde, ergäbe sich: Die erwartbaren Studiengebühreneinnah-
men schlössen die akute Finanzierungslücke der Hochschulen zu ledig-
lich einem Viertel bis einem Drittel und die strategische Finanzierungs-
lücke zu lediglich 10 Prozent. 

Mithin: Die Studiengebührendiskussion mit der Erwartung zu ver-
knüpfen, damit ließen sich die Finanzprobleme der deutschen Hochschu-

 bewältigen,12 muss angesichts des Missverhältnisses der Geldbeträge 
Erstaunen hervorrufen. 

 
4.   Schluss 

Es gi  weitere ei
d
den, vom ‚Europäischen Hochschulraum’ zu sprechen, damit aber eigent-
lich ‚Hochschulmarketing für Deutschland’ zu meinen. Das muss mindes-
tens einem der beiden Anliegen schaden.13 Oder: Flexibilität zum Element 
der personalen Grundausstattung moderner junger Menschen zu erklären, 
zugleich aber die Studienmöglichkeiten für nicht-traditionelle Studierende 
einzuschränken14 oder an einer Durchschnittsnorm (bzw. davon abgeleite-
ter Exzellenznorm) orientierte Hochschulaufnahmeprüfungen einzufüh-
ren,15 führt bestenfalls zu einer normorientierten, also instrumentellen Fle-
xibilität.16  

Die Beiträge des Themenschwerpunkts dieses Heftes liefern Materia-
lien zur begründeten Auflösung

 
12  Vgl. etwa den Beschluss der Hochschulrektorenkonferenz vom 8. Juni 2004 „Zur künfti-
gen Finanzierung der Hochschullehre“:  „Solange der Staat seine Finanzzuwendungen nicht 
deutlich erhöht, ist ein Rückgriff auf private Finanzressourcen, vor allem in Gestalt von Stu-
dienbeiträgen, unvermeidlich“, URL http://www.hrk.de/de/download/dateien/Finanzie-
rung.pdf 
13  Vgl. den Beitrag von Dominik Risser: „Der unausgewogene Studierendenaustausch zwi-
schen dem Vereinigten Königreich und Deutschland“ im Themenschwerpunkt dieses Hef-
tes. 
14  Vgl. den Beitrag von Ulrich Teichler/Andrä Wolter: „Zugangswege und Studienangebo-
te für nicht-traditionelle Studierende“ im Themenschwerpunkt dieses Heftes. 
15 Ein anderes Modell schlagen Dirk Lewin und Irene Lischka vor, vgl. ihren Beitrag „Pass-
fähigkeit – ein neuer Ansatz für den Hochschulzugang?“ im Themenschwerpunkt dieses 
Heftes. 
16 Vgl. den Beitrag von Roland Bloch: „Flexible Studierende“ im Themenschwerpunkt die-
ses Heftes.  

http://www.hrk.de/de/download/dateien/
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